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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1958 Ausgegeben am 21. Juli 1958 44. Stück

1 5 4 . Bundesgesetz: Wohnhaus-Wiederaufbaugesetznovelle 1958.
1 5 5 . Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Ziviltechnikergesetzes.
1 5 6 . Bundesgesetz: Ladenschlußgesetz.
1 5 7 . Bundesgesetz: Künstler-Sozialversicherungsgesetz.
158. Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Verordnung womit eine österreichische UNESCO-Kommission

errichtet wird.

1 5 4 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1958, betref-
fend eine Abänderung des Wohnhaus-Wie-
deraufbaugesetzes (Wohnhaus-Wiederaufbau-

gesetznovelle 1958).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl.
Nr. 130/1948, in der Fassung der Bundesgesetze
vom 15. Dezember 1950, BGBL Nr. 26/1951,
vom 21. September 1951, BGBl. Nr. 228, vom
27. Mai 1952, BGBl. Nr. 106, vom 9. Juli 1953,
BGBl. Nr. 117, und vom 7. Juli 1954, BGBl.
Nr. 154, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a und b haben zu lauten:

„a) Aus den Leistungen von Beiträgen durch
die Eigentümer von bebauten Grund-
stücken im Sinne des § 54 des Bewertungs-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 148/1955, mit
Ausnahme der unter Z. 5 dieser Bestim-
mung angeführten Grundstücke mit einem
Einheitswert von nicht mehr als 35.000 S
nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen:

aa) Den Beitragsgegenstand bilden die
Wohnungen (Wohnräume) und Ge-
schäftsräume, wenn sie hinsichtlich der
Mietzinsbildung den Bestimmungen des
Mietengesetzes unterliegen.

bb) Der jährliche Beitrag beträgt 10 Gro-
schen für jede Krone des Jahresmiet-
zinses für 1914. Der Beitrag erhöht sich
um 3 Groschen, falls der Hauseigen-
tümer mit der Zahlung an das zustän-
dige Finanzamt länger als sechs Monate
im Rückstand ist.

cc) Der Beitrag nach lit. bb) entfällt ganz
oder teilweise, wenn Wohn- oder Ge-
schäftsräume infolge einer Beschädigung
durch Kriegseinwirkung gänzlich oder

teilweise nicht benutzbar sind; er ver-
mindert sich ferner um den Betrag, um
den sich der Hauptmietzins zufolge der
Bestimmungen der §§ 15 oder 30 dieses
Bundesgesetzes über einen Schilling je
Krone des Jahresmietzinses für 1914 er-
höht.

b) Aus der Leistung von Beiträgen der Eigen-
tümer von bebauten und unbebauten
Grundstücken im Sinne der §§ 51 bis 56
des Bewertungsgesetzes 1955, BGBL
Nr. 148/1955, wenn der maßgebende Ein-
heitswert des Grundstückes 50.000 S über-
steigt. Dieser jährliche Beitrag beträgt bei
einem maßgebenden Einheitswert über
50.000 S bis 100.000 S 2 v. T., über
100.000 S bis 150.000 S 3 v. T., über
150.000 S bis 200.000 S 4 v. T. und über
200.000 S 5 v. T. des maßgebenden Ein-
heitswertes. Als maßgebender Einheitswert
gilt
aa) bei Grundstücken, bei denen nach dem

1. Jänner 1955 keine Änderung im Be-
stand oder in der Art erfolgte, der zum
1. Jänner 1955 geltende Einheitswert,

bb) bei Grundstücken, bei denen eine Art-
oder Wertfortschreibung zum 1. Jänner
1956 nur infolge der zu diesem Zeit-
punkt erfolgten Hauptfeststellung un-
terblieb oder eine Art- oder Wertfort-
schreibung beziehungsweise eine Nach-
feststellung zum 1. Jänner 1957 oder
auf einen späteren Feststellungszeit-
punkt erfolgte, 30% des jeweils für das
betreffende Kalenderjahr geltenden Ein-
heitswertes.

Der Beitrag ist nicht zu entrichten, wenn
ein bebautes Grundstück als durch Kriegs-
einwirkung beschädigt oder zerstört anzu-
sehen ist oder wenn auf ein unbebautes
Grundstück die im § 2 lit. b oder c ange-
führten Voraussetzungen zutreffen, unter
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welchen Wohnhäuser und andere bebaute
Grundstücke von den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes ausgenommen sind."

2. § 8 hat zu lauten:

„§ 8. (1) Pfandgläubiger, deren auf Darlehens-
geschäften beruhende Forderungen am 1. Juni
1948 auf durch Kriegseinwirkung beschädigten
oder zerstörten Wohnhäusern grundbücherlich
sichergestellt waren, haben, wenn diese mit
Fondshilfe wiederhergestellt werden, einen Bei-
trag an den Fonds zu leisten. Dieser beträgt
50 v. H. der an diesem Stichtag noch unberichtigt
aushaftenden Schuldsumme. Der Pfandgläubiger
kann sich durch Abtretung des seinem Beitrag
entsprechenden Teiles der Pfandforderung an
den Fonds von der Beitragspflicht befreien.

(2) Pfandgläubiger, deren auf Darlehensge-
schäften beruhende Forderungen am 1. Juni 1948

a) auf durch Kriegseinwirkung nicht beschä-
digten oder zerstörten Wohnhäusern oder

b) auf durch Kriegseinwirkung beschädigten
oder zerstörten Wohnhäusern, deren
Wiederherstellung ohne Fondshilfe erfolgt,

grundbücherlich sichergestellt sind, haben als Bei-
trag 5 v. H . der nach diesem Stichtag verein-
nahmten Kapitals- und Zinsenbeträge bis zur
gänzlichen Abstattung der Schuld, höchstens je-
doch bis zur Auflösung des Fonds (§ 23) an
diesen zu leisten.

(3) Von der Beitragsleistung nach Abs. 1 und
Abs. 2 sind befreit:

a) der Bundeswohn- und Siedlungsfonds;
b) die im § 6 Abs. 1 der I. Wohnbauförde-

rungsverordnung vom 16. Juli 1929, BGBl.
Nr. 240, genannten Hypothekenanstalten,
soweit sie Darlehen gemäß § 3 Abs. 2
lit. d des Bundesgesetzes vom 14. Juni
1929, BGBl. Nr. 200, gewährt haben;

c) Pfandgläubiger, wenn die von ihnen zu
fordernden Beträge zur Wiederherstellung
des durch Kriegseinwirkung beschädigten
oder zerstörten Pfandgegenstandes verwen-
det wurden.

(4) Sind Forderungen auf mehreren in Abs. 1
und Abs. 2 genannten Liegenschaften grund-
bücherlich simultan sichergestellt, so ist zur Be-
urteilung des Umfanges der Beitragspflicht und
zur Ermittlung der Höhe des Beitrages eine ver-
hältnismäßige Aufteilung der Forderung ent-
sprechend der Höhe der letzten rechtskräftigen
Einheitswerte vor dem Kriegsschadensfall vor-
zunehmen.

(5) Das gleiche gilt, wenn sich auf einer Liegen-
schaft, auf der am 1. Juni 1948 Darlehen grund-
bücherlich sichergestellt waren, mehrere selbstän-
dige Wohnhäuser befinden, von denen nur ein-
zelne kriegsbeschädigt wurden."

3. § 15 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Für Wiederherstellungsarbeiten nach Abs. 1
lit. a, zu deren Durchführung vom Bewerber um
Bewilligung einer Fondshilfe die Mittel zunächst
ohne Fondshilfe nach Abs. 2 lit. a erbracht
werden (Vorfinanzierung), können für das Jahr
1951 bis zu einem Gesamtbetrag von 100 Mil-
lionen Schilling, für das Jahr 1952 bis zu einem
Gesamtbetrag von 150 Millionen Schilling, für
die Jahre 1953 bis 1957 bis zu einem Gesamtbe-
trag von je 200 Millionen Schilling und für das
Jahr 1958 bis zu einem Gesamtbetrag von 400
Millionen Schilling Bewilligungen mit der Maß-
gabe erteilt werden, daß die Darlehen in zehn
gleichen Jahresraten, bei Teilschäden in fünf
gleichen Jahresraten zugezählt werden."

4. Im § 18 Abs. 1 ist nach dem Worte „Fonds-
leistung" einzufügen „nach § 15 Abs. 1 lit. a".

5. § 18 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Der Bundesminister für Handel und Wieder-
aufbau entscheidet über Ansuchen um Fondshilfe
nach § 15 Abs. 1 lit. a und b nach Anhörung
der ,Kommission für den Wohnhaus-Wiederauf-
bau'."

6. § 18 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Ansuchen um Fondshilfe nach § 15 Abs. 1
lit. b können, soweit im folgenden nichts anderes
bestimmt wird, nur bis 30. Juni 1954 eingereicht
werden. Ansuchen, die nach diesem Zeitpunkt
eingereicht werden, sind abzuweisen. Über diesen
Zeitpunkt hinaus können solche Ansuchen von
Personen, denen bisher eine Fondshilfe nach § 15
Abs. 1 lit. b nicht oder in einer Gesamthöhe von
nicht mehr als 3000 S gewährt wurde, in der
Zeit vom 1. Juli 1958 bis 31. Dezember 1959 und
von Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, die
nach dem 31. Dezember 1959 oder innerhalb
eines Zeitraumes von sechs Monaten unmittelbar
vorher aus der Kriegsgefangenschaft (Internie-
rung) entlassen werden, bis zum Ablauf eines
Jahres nach der Entlassung eingebracht werden."

Artikel II.

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 1 dieses
Bundesgesetzes treten rückwirkend mit 1. Jän-
ner 1958 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 2 dieses
Bundesgesetzes treten rückwirkend mit 6. August
1948 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung des Art. I Z. 1 und 2
dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium
für Finanzen, mit der Vollziehung des Art. I
Z. 3, 4, 5 und 6 das Bundesministerium für Han-
del und Wiederaufbau betraut.

Schärf
Raab Kamitz
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155 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1958, mit dem
das Ziviltechnikergesetz abgeändert und er-

gänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Ziviltechnikergesetz, BGBL Nr. 146/1957,
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Der § 11 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:
„§ 11. (4) Befreit von den Prüfungsgegenstän-

den gemäß Abs. 3 lit. a bis d sind Professoren
und Dozenten jener praktischen Fächer, die Ge-
genstand der Staatsprüfung an Hochschulen tech-
nischer Richtung sind, sowie die Leiter einer
Meisterschule für Architektur an der Akademie
der bildenden Künste oder einer Meisterklasse
für Architektur an der Akademie für angewandte
Kunst. Weiters sind im gleichen Umfang befreit
nach einer mindestens fünfjährigen praktischen
Betätigung in dem Fachgebiet bei Nachweis:"

2. Der § 31 hat zu lauten:

„§ 31. (1) Die vor Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erteilten Befugnisse bleiben als Befug-
nisse im Sinne der zur Zeit der Befugniserteilung
geltenden gesetzlichen Bestimmungen und mit
allfälligen Erweiterungen des Berechtigungsum-
fanges gemäß diesem Bundesgesetz weiter in
Geltung.

(2) Die an der Fachklasse für Architektur der
ehemaligen Reichshochschule für angewandte
Kunst in Wien und späteren Hochschule für an-
gewandte Kunst abgeschlossenen Studien wer-
den als Studiennachweis gemäß § 9 Abs. 1 lit. a
anerkannt.

(3) Inhabern von Amtsbescheinigungen und
Opferausweisen nach dem Opferfürsorgegesetz
sowie Kriegsteilnehmern und Dienstverpflichteten
des zweiten Weltkrieges, die sich bis 31. Juli
1962 um eine Befugnis bewerben, kann bei Zu-
treffen der sonstigen Voraussetzungen eine
Verkürzung der gemäß § 10 Abs. 1 vor-
geschriebenen praktischen Verwendung um die
glaubhaft nachgewiesene Zeit der Behinderung,
jedoch um höchstens zwei Jahre durch die Ver-
leihungsbehörde gewährt werden.

(4) Bewerber um die Befugnis eines Ingenieur-
konsulenten für Vermessungswesen, die vor dem
16. Juli 1928 in den Bundesvermessungsdienst
aufgenommen worden sind und die Fachprüfung
für den höheren Vermessungsdienst nicht nach-
weisen können, sind von der Prüfung gemäß
§ 11 Abs. 3 lit. a bis c dann befreit, wenn sie
eine praktische Verwendung im Bundesvermes-
sungsdienst in der Dauer von mindestens zehn
Jahren nachzuweisen vermögen.

(5) Bewerber um die Befugnis eines Ingenieur-
konsulenten für Landwirtschaft oder eines In-
genieurkonsulenten oder Zivilingenieurs für

Forstwirtschaft oder für Kulturtechnik, die vor
dem 12. Juni 1930 in den höheren technischen
Agrardienst eingetreten sind und die Fachprüfung
für den höheren technischen Agrardienst nicht
nachweisen können, sind von der Prüfung gemäß
§ 11 Abs. 3 l it . a bis c dann befreit, wenn sie
eine praktische Verwendung im höheren tech-
nischen Agrardienst in der Dauer von mindestens
zehn Jahren nachzuweisen vermögen.

(6) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes in Verwendung stehenden Siegel
sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes der Ingenieurkammer zur
Überprüfung vorzulegen. Nach diesem Zeitpunkt
dürfen nur Siegel verwendet werden, die den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen.

(7) Die auf Grund der Ausnahmebestimmungen
der Verordnung BGBL Nr. 61/1937 in der Zeit
vom 13. März 1938 bis 27. April 1945 erteilten
Nachsichten gehen nicht als Nachsichten im Sinne
dieses Bundesgesetzes.

(a) a) Personen, die vor Verlautbarung des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 146/1957, selb-
ständig und hauptberuflich, jedoch ohne
Befugnis, auf den Gebieten der Architektur
und des Hochbaues praktisch tätig waren
und die Voraussetzungen für die Verlei-
hung der Befugnis eines Architekten mit
Ausnahme des Nachweises der im § 8 lit. b
und c festgelegten Erfordernisse erfüllen,
hat das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau die Weiterführung ihrer
Tätigkeit bis zur Erlangung der Befugnis,
längstens jedoch bis 31. Juli 1962, zu be-
willigen. Um die Bewilligung zur Weiter-
führung dieser Tätigkeit ist in sinngemäßer
Anwendung der Bestimmungen des § 15
Abs. 2 innerhalb von drei Monaten ab
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBL
Nr. 155/1958 anzusuchen, wobei die bis-
herige Berufstätigkeit vom Bewerber nach-
zuweisen ist. Die selbständige und haupt-
berufliche Tätigkeit dieser Personen ist bei
sonstiger Eignung einer praktischen Betä-
tigung im Sinne des § 10 Abs. 1 und Abs. 2
lit. a gleichzuhalten.

b) Personen, die am 31. Juli 1958 das 50. Le-
bensjahr vollendet haben, sind auf An-
suchen von der Prüfung nach § 8 lit. c zu
befreien, wenn sie die Voraussetzungen
nach § 8 lit. a erfüllen. Für die Einbrin-
gung der Ansuchen gelten sinngemäß die
Bestimmungen des § 15 Abs. 2.

(9) Das Bundesmindsterium für Handel und
Wiederaufbau hat nach Einholung des Gutachtens
der zuständigen Ingenieurkammer und des vom
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau bestellten Beirates Bewerbern um die Befug-
nis eines Architekten die Nachsicht der vorge-
schriebenen Fachstudien (§ 9 Abs. 1 lit. a) und
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die Nachsicht von einzelnen oder allen vor-
geschriebenen Prüfungsgegenständen ( § 1 1 Abs. 3
lit. a bis d) zu erteilen, wenn die Bewerber im
Zeitpunkt des Ansuchens seit mindestens zehn
Jahren auf den Gebieten der Architektur und
des Hochbaues praktisch tätig waren und voll-
wertige Leistungen auf diesem Gebiete nachwei-
sen können. Der Beirat besteht aus einem Pro-
fessor der Studienrichtung Architektur einer
technischen Hochschule, einem Leiter einer
Meisterschule für Architektur an der Akademie
der bildenden Künste in Wien, einem Leiter
einer Meisterklasse für Architektur an der
Akademie für angewandte Kunst in Wien und
zwei Architekten als Vertretern der Ingenieur-
kammern. Die Professoren werden im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Unter-
richt bestellt. U m die Bewilligung dieser Nach-
sichten ist in sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen des § 15 Abs. 2 innerhalb von drei
Monaten ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBl. Nr . 155/1958 anzusuchen.

(10) Personen, die die im Abs. 9 vorgeschrie-
bene zehnjährige praktische Betätigung nicht
nachweisen können, aber am 8. Juli 1957 ohne
Befugnis selbständig und hauptberuflich auf den
Gebieten der Architektur und des Hochbaues
mindestens seit 1. Juli 1952 tätig waren, hat das
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau die Bewilligung zur Weiterführung ihrer
Tätigkeit bis zur Erlangung der angestrebten
Befugnis, längstens jedoch bis 31. Juli 1962, zu
erteilen, wenn ihre bisherigen Leistungen eine
Gewähr bieten, daß bis zu diesem Zeitpunkt die
Voraussetzungen des Abs. 9 erfüllt werden. Um
die Bewilligung zur Weiterführung ihrer Tätig-
keit haben die Bewerber in sinngemäßer An-
wendung der Bestimmungen des § 15 Abs. 2
innerhalb von drei Monaten ab Inkraftreten des
Bundesgesetzes BGBl. Nr . 155/1958 anzusuchen,
wobei die bisherige Berufstätigkeit vom Bewer-
ber nachzuweisen ist. Vor der Bewilligung ist das
Gutachten des Beirates (Abs. 9) einzuholen. Um
die Erteilung der Befugnis eines Architekten ge-
mäß Abs. 9 ist nach Erbringung des Nachweises
der vorgeschriebenen zehnjährigen praktischen
Betätigung, längstens jedoch bis 31. Juli 1962,
anzusuchen.

(11) Personen, denen eine Bewilligung nach
Abs. 8 bis 10 erteilt worden ist, sind verpflich-
tet, bei ihrer Tätigkeit die Standesregeln der Ar-
chitekten (§ 24) einzuhalten.

(12) Personen, die am 8. Juli 1957 selbständig
eine Tätigkeit auf den Gebieten der Architektur
und des Hochbaues ausgeübt haben, jedoch die
Voraussetzungen für die Verleihung der Befug-
nis eines Architekten selbst unter Berücksichti-
gung der Bestimmungen der Abs. 9 und 10 nicht
erfüllen, hat das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau auf Ansuchen die Bewilligung
zu erteilen, ihre Tätigkeit zum Zwecke der Be-

endigung der bereits übernommenen Aufträge,
längstens aber bis 8. Juli 1959, weiterzuführen.
Um die Bewilligung zur Weiterführung ihrer
Tätigkeit ist in sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen des § 15 Abs. 2 innerhalb von drei
Monaten ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBl. Nr . 155/1958 anzusuchen, wobei die zu
erfüllenden Aufträge nachzuweisen sind.

(13) Physische Personen, welche im öffentlichen
oder privaten Dienst stehen und am 1. Jänner
1938 den Titel Architekt geführt haben, sind
berechtigt, um die Weiterführung des Titels beim
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau anzusuchen. Das Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau hat diesem Ansuchen
stattzugeben, wenn die Studien nach § 9 Abs. 1
lit. a und zum Zeitpunkt des Ansuchens eine
mindest fünfjährige praktische Tätigkeit auf den
Gebieten der Architektur oder des Hochbaues
nachgewiesen werden können. Die gesetzliche
Befugnis eines Architekten ist mit diesem Titel
nicht verbunden.

(14) Physische Personen, welche bis zum 31. De-
zember 1952 eine Konzession gemäß § 15 Abs. 1
Z. 6 GewO. für das Baumeistergewerbe erlangt
haben und im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Bundesgesetzes tatsächlich ausüben, können,
insofern sie einer Ingenieurkammer nicht ange-
hören, den Titel ,Architekt' während des Be-
standes ihrer Gewerbeberechtigung weiterführen.
Dasselbe gilt für physische Personen, die eine
Konzession gemäß § 15 Abs. 1 Z. 6 GewO. für
das Brunnenmeister-, Maurer-, Steinmetz- oder
Zimmermannsgewerbe erlangt haben, jedoch
unter der Voraussetzung, daß diese Konzessions-
inhaber bis zum 31. Dezember 1952 den Titel
Architekt nachweisbar geführt und mindestens
die Reifeprüfung an einer Bundesgewerbeschule,
höhere Abteilung für Hochbau, in Österreich mit
Erfolg abgelegt haben. Die gesetzliche Befugnis
eines Architekten ist mit diesem Titel nicht ver-
bunden."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau betraut.

Schärf
Raab Kamitz

156. Bundesgesetz vom 9. Juli 1958 über
den Ladenschluß an Werktagen (Ladenschluß-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Geltungsbereich.

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes gelten, sofern sich aus Abs. 4 nichts
anderes ergibt, für alle ständigen und nichtstän-
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digen für den Kleinverkauf von Waren bestimm-
ten Betriebseinrichtungen (Läden und sonstige
Verkaufsstellen) von Unternehmungen, die der
Gewerbeordnung unterliegen.

(2) Als Betriebseinrichtungen im Sinne des
Abs. 1 gelten auch alle Einrichtungen und Ver-
anstaltungen der in Abs. 1 genannten Unter-
nehmungen, bei denen Warenbestellungen im
Kleinverkauf entgegengenommen werden.

(3) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten auch für die Kleinverkaufsstellen der
land- und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften, deren Tätigkeit
lediglich gemäß Art. IV des Kundmachungs-
patentes zur Gewerbeordnung von deren Be-
stimmungen ausgenommen ist.

(4) Von den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sind ausgenommen

a) die Warenabgabe aus Automaten;
b) der Warenverkauf im Rahmen eines Gast-

und Schankgewerbes in dem im § 17 der
Gewerbeordnung bezeichneten Umfang;

c) der Marktverkehr;
d) Verkaufsstellen im Kasernenbereich, die

Waren nur an Angehörige des Bundes-
heeres, der Gendarmerie oder der Bundes-
polizei und an die in der Kaserne tätigen
Bediensteten abgeben („Marketendereien");
und

e) Tankstellen für den Verkauf von Betriebs-
stoffen für Kraftfahrzeuge und für den
Verkauf von Kraftfahrzeugersatzteilen, so-
weit diese Ersatzteile für die Erhaltung
oder Wiederherstellung der Betriebsfähig-
keit des Kraftfahrzeuges oder für die Ver-
kehrssicherheit notwendig sind.

Allgemeine Ladenschlußzeiten an Werktagen.

§ 2. (1) Die Verkaufsstellen (§ 1 Abs. 1 bis 3)
sind, soweit sich nicht nach den folgenden Be-
stimmungen anderes ergibt, an Werktagen von
18 Uhr bis 7.30 Uhr, beim Kleinverkauf von
Lebensmitteln von 18.30 Uhr bis 6.30 Uhr
geschlossen zu halten.

(2) Verkaufsstellen, in denen Milch abgegeben
wird, dürfen für den Verkauf von Milch, Milch-
produkten und Backwaren ab 6 Uhr offengehal-
ten werden.

(3) Bäckereibetriebe dürfen für den Verkauf
von Backwaren ab 5.30 Uhr offengehalten wer-
den.

(4) Wenn die Einkaufsbedürfnisse, insbesondere
der berufstätigen Bevölkerung, dies zulassen, kann
der Landeshauptmann mit Verordnung allgemein
oder für Verkaufsstellen bestimmter Art oder
für bestimmte Gebiete anordnen, daß, abwei-
chend von den in den Abs. 1 bis 3 festgesetzten
Ladenschlußzeiten, entweder.

a) die Verkaufsstellen um höchstens eine
Stunde früher zu schließen und um höch-
stens eine Stunde länger geschlossen zu
halten sind oder

b) die Verkaufsstellen während der Geschäfts-
zeiten durch höchstens zwei Stunden ge-
schlossen zu halten sind.

(5) Ebenso kann der Landeshauptmann, wenn
die Einkaufsbedürfnisse, insbesondere der berufs-
tätigen Bevölkerung, dies erfordern, mit Ver-
ordnung anordnen, daß die Verkaufsstellen um
höchstens eine Stunde später zu schließen und,
mit Ausnahme der Bäckereibetriebe, um höch-
stens eine Stunde kürzer geschlossen zu halten
sind.

(6) Schließlich kann der Landeshauptmann,
wenn die Einkaufsbedürfnisse es erfordern, mit
Verordnung anordnen, daß die Verkaufsstellen
für Süßwaren um höchstens zwei Stunden später
zu schließen sind.

§ 3. (1) Die Verkaufsstellen sind, sofern nicht
nach Abs. 2 oder 3 anderes bestimmt ist, am
Donnerstag ab 13 Uhr geschlossen zu halten.

(2) Der Landeshauptmann kann mit Verord-
nung bestimmen, daß die Verkaufsstellen am
Donnerstag frühestens schon ab 12 Uhr ge-
schlossen zu halten sind, wenn die Einkaufs-
bedürfnisse, insbesondere der berufstätigen Be-
völkerung, dies zulassen. Der Landeshauptmann
kann mit Verordnung auch bestimmen, daß die
Verkaufsstellen statt am Donnerstag am Mitt-
woch ab 13 Uhr geschlossen zu halten sind, wenn
nach den besonderen örtlichen Umständen am
Donnerstag mit stärkeren Einkaufsbedürfnissen
der Bevölkerung als am Mittwoch zu rechnen ist;
der erste Satz dieses Absatzes gilt sinngemäß.

(3) Der Landeshauptmann kann mit Verord-
nung allgemein oder für bestimmte Gebiete an-
ordnen, daß alle Verkaufsstellen oder die Ver-
kaufsstellen bestimmter Art statt am Donnerstag
am Samstag ab 14 Uhr, beim Kleinverkauf von
Lebensmitteln ab 15 Uhr, geschlossen zu halten
sind, wenn die Einkaufsbedürfnisse, insbesondere
der berufstätigen Bevölkerung, dies zulassen und
nicht Ortsfremden aus Gründen der Förderung
der Wirtschaft Einkaufsmöglichkeiten geboten
werden müssen. Ebenso kann der Landeshaupt-
mann unter denselben Voraussetzungen auch an-
ordnen, daß alle Verkaufsstellen oder die Ver-
kaufsstellen bestimmter Art am Samstag frühe-
stens schon ab 13 Uhr geschlossen zu halten
sind, wenn die bestehenden Einkaufsgewohn-
heiten dies zulassen, bei Verkaufsstellen für
Gegenstände des täglichen Bedarfs jedoch nur
dann, wenn die berufstätige Bevölkerung die
Einkäufe des täglichen Bedarfs in den Morgen-
stunden des Samstags klaglos abwickeln kann.

(4) Erläßt der Landeshauptmann eine Verord-
nung nach Abs. 3, so sind die Verkaufsstellen,
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auf die sich die Regelung bezieht, ausgenommen
jedoch die Verkaufsstellen für Lebensmittel, am
ersten Samstag im Monat erst ab 18 Uhr, an
dem diesem Samstag vorangehenden Donnerstag
ab 13 Uhr geschlossen zu halten.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten
nicht für die Verkaufsstellen für Naturblumen
und für Süßwaren, ferner nicht für Verkaufs-
stellen für Obst, die im Gelände oder beim Ein-
gang von Krankenanstalten gelegen sind.

(6) Der Landeshauptmann kann mit Verord-
nung für bestimmte, in unmittelbarer Nähe der
Grenze des Bundesgebietes gelegene Gebiete Aus-
nahmen von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 3
anordnen, um zu verhindern, daß die Einkaufs-
bedürfnisse in größerem Umfang im Ausland
gedeckt werden.

Sonderregelung für bestimmte Tage.

§ 4. (1) Am 24. Dezember sind die Verkaufs-
stellen ab 16 Uhr, die Verkaufsstellen für Süß-
waren und für Naturblumen ab 18 Uhr ge-
schlossen zu halten; Christbäume dürfen am
24. Dezember bis 20 Uhr verkauft werden.

(2) Am 31. Dezember sind die Verkaufsstellen
ab 17 Uhr, die Verkaufsstellen für Lebensmittel
(ausgenommen Süßwaren) ab 18 Uhr, die Ver-
kaufsstellen für Süßwaren, für Naturblumen und
für Silvesterartikel jedoch erst ab 20 Uhr ge-
schlossen zu halten.

(3) An den letzten drei Donnerstagen vor dem
24. Dezember sind die Verkaufsstellen jedenfalls
erst ab 18 Uhr geschlossen zu halten; diese Aus-
nahme gilt nicht für die Verkaufsstellen für
Lebensmittel, außer für die Verkaufsstellen für
Süßwaren. Die Bestimmungen dieses Absatzes
gelten in den Bundesländern, in denen die Ver-
kaufsstellen am Nachmittag eines anderen Werk-
tages geschlossen zu halten sind (§ 3 Abs. 2 oder 3
oder § 11 Abs. 3), für die letzten drei Mittwoche
oder Samstage vor dem 24. Dezember.

(4) Der Landeshauptmann kann jedoch mit Ver-
ordnung bestimmen, daß, abweichend von der
Regelung nach Abs. 3, diese Verkaufsstellen an
den Donnerstagen oder Mittwochen in der Zeit
vom 1. bis 23. Dezember oder am vierten und
auch am fünften Samstag vor dem 24. Dezember
erst ab 18 Uhr geschlossen zu halten sind, wenn
und insoweit dies wegen des Weihnachts-Einkaufs-
bedarfes erforderlich ist. Der Landeshauptmann
kann ferner mit Verordnung bestimmen, daß
diese Verkaufsstellen am Donnerstag oder Mitt-
woch der Karwoche erst ab 18 Uhr geschlossen zu
halten sind, wenn und insoweit in der Karwoche
ein besonderer Einkaufsbedarf besteht.

(5) Der Landeshauptmann kann schließlich mit
Verordnung bestimmen, daß auch die Verkaufs-
stellen für andere Lebensmittel als Süßwaren an
den in den vorhergehenden Absätzen bezeich-

neten Donnerstagen, Mittwochen oder Samstagen
erst ab 18 Uhr geschlossen zu halten sind, wenn
und insoweit ein besonderer Einkaufsbedarf auch
für diese Waren besteht.

Sonderregelung für Verkaufsstellen bestimmter
Art

§ 5. Während der allgemeinen Ladenschluß-
zeiten (§§ 2 und 3) dürfen offengehalten werden

a) Verkaufsstellen in Bahnhöfen, auf Flug-
plätzen und an Schiffslandeplätzen für den
Verkauf von Reiseproviant, Reiseanden-
ken und notwendigem Reisebedarf (Reise-
lektüre, Schreibmaterialien, Blumen, Reise-
Toiletteartikel, Filme u. dgl.) nach Maßgabe
der Verkehrszeiten;

b) Verkaufsstellen für Süßwaren, Erfrischun-
gen und sonstige genußfertige Lebensmittel
in Theatern, Lichtspieltheatern, Konzert-
häusern, Kongreßgebäuden, Zirkussen und
Sporthallen und auf Sportplätzen während
der für die Bedienung der Besucher erfor-
derlichen Zeit;

c) Verkaufsstellen, die in unmittelbarer Nähe
eines für den Kleinverkauf bestimmten
Marktes gelegen sind, für den Verkauf von
Waren, die Gegenstand des Marktverkehrs
sind, während der Marktzeit.

Gebietliche Sonderregelungen

§ 6. (1) Der Landeshauptmann kann mit Ver-
ordnung für bestimmte Gebiete von den sonst
festgesetzten Ladenschlußzeiten abweichende La-
denschlußzeiten anordnen

a) für Verkaufsstellen bestimmter Art, wenn
der Besuch von Campingplätzen oder von
Badeplätzen oder von pratermäßigen Ver-
anstaltungen das längere Offenhalten oder
das Offenhalten zu anderen Tageszeiten
(Stunden) zur Befriedigung der Einkaufs-
bedürfnisse der Besucher notwendig macht;

b) für den Verkauf von Ansichtskarten, Reise-
andenken, Devotionalien u. dgl. in aus-
gesprochenen Ausflugsorten und in Wall-
fahrtsorten, entsprechend den Haupt-
besuchszeiten während des Tages.

(2) Der Landeshauptmann kann allgemein oder
für die Verkaufsstellen bestimmter Art einen
späteren Ladenschluß anordnen, und zwar an
Samstagen spätestens um 18 Uhr, an sonstigen
Werktagen spätestens um 20 Uhr

a) für Gebiete, in denen wegen bedeutender
örtlicher Veranstaltungen (Messen, Ausstel-
lungen, Festspiele, sportliche Veranstaltun-
gen u. dgl.) ein besonderer Zustrom Orts-
fremder zu erwarten ist und das längere
Offenhalten dieser Verkaufsstellen zur Be-
friedigung der Einkaufsbedürfnisse not-
wendig ist, nach Maßgabe der Dauer der
Veranstaltungen;
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b) für besonders wichtige Fremdenverkehrs-
orte, in denen ein reger Geschäftsverkehr
zu erwarten ist, während der Hauptver-
kehrszeiten des. Jahres.

Verkauf im Umherziehen und im Straßenhandel.

§ 7. (1) Der Kleinverkauf von Waren im Um-
herziehen (§ 60 der Gewerbeordnung) und im
Straßenhandel ist während der Zeit, in der die
Verkaufsstellen für solche Waren geschlossen zu
halten sind, verboten.

(2) Der Landeshauptmann kann unter den Vor-
aussetzungen des § 2 Abs. 4 oder 5 oder des § 6
durch Verordnung allgemeine Ausnahmen von
der Regelung nach Abs. 1 zulassen.

Kundenbedienung; Verkaufsstellen mit verschie-
denen Ladenschlußzeiten.

§ 8. (1) Kunden, die zu Beginn der Laden-
schlußzeit im Laden oder bei der sonstigen Ver-
kaufsstelle anwesend sind, dürfen ungeachtet der
vorstehenden Bestimmungen noch bedient wer-
den.

(2) Werden in einer Verkaufsstelle Waren feil-
gehalten, für deren Verkauf verschiedene Laden-
schlußzeiten gelten, so sind die für solche Waren
bestimmten Verkaufseinrichtungen räumlich zu
trennen. Für diese Verkaufseinrichtungen gelten
die für die entsprechenden Verkaufsstellen je-
weils vorgeschriebenen Ladenschlußzeiten.

(3) Ist eine räumliche Trennung der im Abs. 2
erwähnten Verkaufseinrichtungen nicht möglich
oder nicht zumutbar, so dürfen diese Verkaufs-
stellen nach Maßgabe der jeweils warenmäßig
bestimmten Ladenschlußzeiten offengehalten
werden; es dürfen jedoch nur die diesen Laden-
schlußzeiten entsprechenden Waren verkauft
werden.

Strafbestimmung.

§ 9. Wer entgegen den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes seine Verkaufsstelle nicht ge-
schlossen hält, Waren verkauft oder Bestellungen
entgegennimmt, ist nach den Bestimmungen der
Gewerbeordnung zu bestrafen.

Außerkrafttreten.

§ 10. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes treten außer Wirksamkeit:

1. § 96 e Abs. 1, 2, 3 und 5, die §§ 96 f, 96 h
und 96 i der Gewerbeordnung, soweit sie in ein-
zelnen Bundesländern noch in Geltung stehen,
und die hiezu erlassenen Verordnungen;

2. die Verordnung über den Ladenschluß vom
21 Dezember 1939, Deutsches RGBl. I S. 2471,
in der Fassung der Verordnung vom 9. Jänner
1942, Deutsches RGBl. I S. 24, soweit sie noch
in Geltung steht, und die hiezu erlassenen Ver-
ordnungen;

3. § 22 Abs. 6 der Arbeitszeitordnung vom
30. April 1938, Deutsches RGBl. I S. 447, und
das Gesetz vom 6. Juli 1934, Deutsches RGBL
I S. 585, abgeändert durch Jugendschutzgesetz
vom 30. April 1938, Deutsches RGBl. I S. 437,
über den Verkauf von Waren aus Automaten
und die hiezu ergangenen Ausführungsverord-
nungen vom 14. August 1934, Deutsches RGBL
I S. 814, und vom 22. August 1936, Deutsches
RGBl. I S. 645;

4. die Anordnung des Reichswirtschafts-
ministers zur Verhinderung von Ladenzeitver-
kürzungen vom 31. Mai 1939, Ministerialblatt
für Wirtschaft S. 363, soweit sie noch in Geltung
steht;

5. Verordnungen über Ladenschlußzeiten, die
auf Grund des § 54 der Gewerbeordnung erlassen
worden sind;

6. sonstige Bestimmungen über zeitliche Be-
grenzungen des Kleinverkaufs von Waren an
Werktagen, insbesondere im Art. II Abs. 3 des
Gesetzes, betreffend die Regelung der Sonn- und
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe vom 16. Jän-
ner 1895, RGBl. Nr. 21, in der Fassung des
Art. 2 des Gesetzes vom 15. Mai 1919, StGBl.
Nr. 282, soweit nicht § 2 Abs. 3 dieses Bundes-
gesetzes anderes bestimmt

Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 11. (1) Dieses Bundesgesetz tritt sechs Monate
nach Ablauf des Monates, in dem es kundge-
macht worden ist, in Kraft.

(2) Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen
Verordnungen können von dem der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes folgenden Tage
an erlassen werden; sie treten frühestens zugleich
mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

(3) Die Regelung nach § 3 Abs. 3 gilt in den
Gebieten, in denen die am Tage der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes geltenden
Rechtsvorschriften einen Ladenschluß am Sams-
tag spätestens um 14 Uhr, bei Verkaufsstellen
für Lebensmittel spätestens um 15 Uhr vor-
sehen, ohne daß es hiezu einer Verordnung des
Landeshauptmannes bedürfte. Der Landeshaupt-
mann kann jedoch für diese Gebiete auch an-
ordnen, daß alle Verkaufsstellen oder die Ver-
kaufsstellen bestimmter Art am Samstag
frühestens schon ab 13 Uhr geschlossen zu halten
sind, wenn die bestehenden Einkaufsgewohn-
heiten dies zulassen, bei Verkaufsstellen für Ge-
genstände des täglichen Bedarfs jedoch nur dann,
wenn die berufstätige Bevölkerung die Einkäufe
des täglichen Bedarfs in den Morgenstunden des
Samstags klaglos abwickeln kann.

(4) Der Landeshauptmann kann ferner mit
Verordnung für Städte, in denen bisher auf
Grund von Vereinbarungen die Verkaufsstellen
generell am Samstag spätestens ab 15 Uhr tat-
sächlich geschlossen gehalten worden sind, an-
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ordnen, daß diese Verkaufsstellen am Samstag
nach Maßgabe der Bestimmungen des § 3 Abs. 3
und 5 geschlossen zu halten sind.

(5) Die Regelung nach § 3 Abs. 4 gilt auch für
die im Abs. 3 bezeichneten Gebiete, wenn eine
Regelung nach § 3 Abs. 3 in allen Bundesländern
getroffen worden ist.

Vollziehung.

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für soziale Verwaltung betraut,
hinsichtlich des § 10 Z. 6 das zur Vollziehung
dieser Bestimmungen berufene Bundesministe-
rium im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau.

Schärf
Raab Kamitz Proksch

1 5 7 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1958 über
die Sozialversicherung der bildenden Künst-

ler (Künstler-Sozialversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/
1957 und BGBl. Nr. 294/1957, wird abgeändert
und ergänzt wie folgt:

1. Im § 4 Abs. 3 Z. 3 sind die Worte „bildende
Künstler" sowie der nachfolgende Beistrich zu
streichen.

2. Im § 8 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 3 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
eine Z. 4 mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„4. in der Kranken- und Unfallversicherung
freiberuflich tätige bildende Künstler im Sinne
des § 2 Abs. 2 Z. 4 Gewerbliches Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz."

3. Im § 10 Abs. 5 ist die Zitierung ,,§ 4 Abs. 3
Z. 3 und 6" durch die Zitierung „§ 4 Abs. 3 Z. 3
und 6 und § 8 Abs. 1 Z. 4" zu ersetzen.

4. Im § 12 Abs. 4 ist die Zitierung „§ 4 Abs. 3
Z. 3 und 6" durch die Zitierung „§ 4 Abs. 3
Z. 3 und 6 und § 8 Abs. 1 Z. 4" zu ersetzen.

5. Im § 30 Abs. 3 ist die Zitierung „§ 8 Abs. 1
Z. 1" durch die Zitierung „§ 8 Abs. 1 Z. 1
und 4" zu ersetzen.

6. Im § 36 Abs. 3 ist nach dem ersten Satz
folgender Satz einzufügen: „Das gleiche gilt für
die nach § 8 Abs. 1 Z. 4 versicherten bildenden
Künstler."

7. § 44 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten:
„3. bei den den Dienstnehmern nach § 4 Abs. 3

gleichgestellten Personen (§ 4 Abs. 1 Z. 5), bei
den nach § 7 Z. 3 lit. c in der Unfallversicherung
teilversicherten öffentlichen Verwaltern und bei
den nach § 8 Abs. 1 Z. 4 in der Kranken- und
Unfallversicherung teilversicherten bildenden
Künstlern

das Erwerbseinkommen, das diese Personen
aus der die Pflichtversicherung begründenden
Beschäftigung erzielen;".

8. Im § 52 ist nach dem zweiten Satz folgender
Satz anzufügen: „In der Krankenversicherung
und Unfallversicherung der bildenden Künstler
(§ 8 Abs. 1 Z. 4) sind die Beiträge mit den glei-
chen Hundertsätzen der für sie in Betracht kom-
menden Beitragsgrundlage zu bemessen, wie sie
im § 51 Abs. 1 und 2 für die der Pensionsver-
sicherung der Angestellten zugehörigen Dienst-
nehmer festgesetzt sind; diese Beiträge sind zur
Gänze vom Versicherten zu tragen."

9. Dem § 162 Abs. 3 Z. 3 ist anzufügen: „und
die nach § 8 Abs. 1 Z. 4 teilversicherten bilden-
den Künstler".

10. Nach § 516 ist ein § 516 a mit folgender
Überschrift und folgendem Wortlaut einzufügen:

„ W e i t e r v e r s i c h e r u n g in d e r P e n -
s i o n s v e r s i c h e r u n g f ü r s e l b s t ä n -

d i g e b i l d e n d e K ü n s t l e r .

§ 516 a. Selbständige bildende Künstler, die am
31. Dezember 1957 in der Pensionsversicherung
nach diesem Bundesgesetz pflichtversichert waren
und nicht unter den Personenkreis der in der
Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz Pflicht-
versicherten fallen, gelten ab 1. Jänner 1958 als
in der Pensionsversicherung gemäß § 17 Weiter-
versicherte."

Artikel II.

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, wird abge-
ändert und ergänzt wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß der
Z. 3 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
eine Z. 4 mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„4. die freiberuflich tätigen bildenden Künst-
ler, wenn diese Tätigkeit ihren Hauptberuf und
die Hauptquelle ihrer Einnahmen bildet und sie
in Ausübung dieses Berufes keine Angestellten
beschäftigen."

2. Im § 4 Abs. 1 und Abs. 2 ist die jeweils
verwendete Zitierung „§ 2 Abs. 2 Z. 3" durch die
Zitierung „§ 2 Abs. 2 Z. 3 und 4" zu ersetzen.

3. § 18 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:
„b) die übrigen Pflichtversicherten 12 v. H. der

Beitragsgrundlage; bei den gemäß § 2
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Abs. 2 Z. 4 Pflichtversicherten ist der im
Interesse der Künstlerhilfe gemäß § 27
Abs. 2 geleistete Beitrag anzurechnen."

4. a) Im § 19 Abs. 1 zweiter Satz sind nach
dem Wort „hat" die Worte „unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 4" einzufügen.

b) Dem § 19 ist ein Abs. 4 mit folgendem
Wortlaut anzufügen;

„(4) Die freiberuflich tätigen bildenden Künst-
ler (§ 2 Abs. 2 Z. 4) haben die Beiträge an den
zur Einhebung der Beiträge in der Kranken-
und Unfallversicherung dieser Personen zustän-
digen Träger der Krankenversicherung einzuzah-
len. Der Träger der Krankenversicherung hat
diese eingezahlten Beiträge bis zum 20. des der
Einzahlung zweitfolgenden Kalendermonates an
den Träger der Pensionsversicherung abzuführen.
Für die Einziehung dieser Beiträge gelten die
Vorschriften über die Einziehung der Beiträge
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
entsprechend."

5. Dem § 27 Abs. 2 ist folgender Satz anzu-
fügen: „Ferner wird aus den Mitteln der Künst-
lerhilfe ein Beitrag in der Höhe von monatlich
6 v. H. der Summe der Beitragsgrundlagen (§ 17)
der gemäß § 2 Abs. 2 Z. 4 Pflichtversicherten
geleistet."

6. Dem § 61 ist als Abs. 4 anzufügen:

„(4) In den Kalenderjahren 1956 und 1957 er-
worbene Beitragszeiten der Pensionsversicherung
selbständiger bildender Künstler nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz werden in
die Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz über-
nommen."

7. Im § 65 Abs. 2 ist die Zitierung „§ 8 Abs. 1
Z. 3 lit. a" durch die Zitierung „§ 8 Abs. 1 Z. 3
lit. a und Z. 4" zu ersetzen.

8. Im § 72 Abs. 2 lit. d ist die Zitierung „§ 2
Abs. 2 Z. 3" durch die Zitierung „§ 2 Abs. 2 Z. 3
und 4" zu ersetzen.

9. Nach § 115 ist ein § 115 a mit folgender
Überschrift und folgendem Wortlaut einzufügen:

„ K o m m i s s i o n s g u t a c h t e n .

§ 115 a. Ist im Verfahren vor dem Versiche-
rungsträger oder vor den Verwaltungsbehörden
über die Versicherungspflicht strittig, ob eine frei-
berufliche Tätigkeit als bildender Künstler im
Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 4 gegeben ist, ist ein
Gutachten des Bundesministeriums für Unterricht
einzuholen. In allen jenen Fällen, in denen keine
vom Bundesministerium für Unterricht im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung durch Verordnung bezeichnete
Kunstschule absolviert wurde, hat das Bundes-
ministerium für Unterricht eine Kommission zu

hören. Diese Kommission besteht aus einem Ver-
treter des Bundesministeriums für Unterricht als
Vorsitzenden und sechs Mitgliedern von Ver-
einigungen bildender Künstler. Die näheren Be-
stimmungen über die Errichtung und Tätigkeit
der Kommission sowie über die Bestellung ihrer
Mitglieder werden durch Verordnung des Bun-
desministeriums für Unterricht im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für soziale Verwal-
tung getroffen. Diese Verordnung hat auch ein
Verzeichnis der Vereinigungen bildender Künst-
ler zu enthalten, die zur Entsendung von Mit-
gliedern der Kommission berufen sind. Als solche
kommen Vereinigungen bildender Künstler nicht
in Betracht, die sich vorwiegend mit der Förde-
rung von wirtschaftlichen Interessen befassen und
deren Satzungen die Aufnahme von Personen
zulassen, die keine Gewähr für eine schöpferische
Kunstentfaltung bieten."

10. Im § 129 Abs. 3 hat der zweite Satz zu
lauten: „Für die Gruppen der freiberuflich täti-
gen Journalisten und der freiberuflich tätigen
bildenden Künstler bleibt es dem Landeshaupt-
mann anheimgestellt, Vorschläge allenfalls be-
stehender freier Interessenvertretungen dieser
Gruppen einzuholen."

11. Im § 133 Abs. 1 Z. 2 ist der Strichpunkt
durch einen Beistrich zu ersetzen. Folgende Worte
sind anzufügen: „bei den freiberuflich tätigen
bildenden Künstlern der für sie in Betracht kom-
menden Vereinigung bildender Künstler
(§ 115a);".

12. Dem § 192 ist ein Abs. 3 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(s) Die Gebietskrankenkassen haben der Pen-
sionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft bis zum 31. Dezember 1958 Verzeichnisse
der gemäß § 4 Abs. 3 Z. 3 Allgemeines Sozial-
versicherungsgesetz in die Vollversicherung ein-
bezogenen selbständigen bildenden Künstler nach
dem Stande vom 31. Dezember 1957 zu über-
geben. Die gemäß § 2 Abs. 2 Z. 4 in die Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung einbe-
zogenen Personen haben bis 30. Juni 1959 Er-
kärungen über ihre Einkünfte aus der die
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz
begründenden Erwerbstätigkeit auf Grund des
letzten ihnen zugestellten rechtskräftigen Ein-
kommensteuerbescheides bei der Pensionsver-
sicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft ab-
zugeben. Hiefür ist ein von der Anstalt auf-
zulegender Vordruck zu verwenden."

Artikel III.

Beitrage zur Pensionsversicherung, die von den
in die Pflichtversicherung nach dem Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz einbe-
zogenen freiberuflich tätigen bildenden Künst-
lern für die Zeit ab 1. Jänner 1956 in der Pen-
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sionsversicherung der Angestellten entrichtet
worden sind, sind von der Pensionsversicherungs-
anstalt der Angestellten an die Pensionsversiche-
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft zu
überweisen. Die Pensionsversicherungsanstalt der
gewerblichen Wirtschaft hat die einlangenden Be-
träge, soweit sie die Zeit ab 1. Jänner 1958 be-
treffen, zur Bedeckung der Beitragsschuldigkeiten
zu verwenden, die für die in Betracht kommen-
den Versicherten seit 1. Jänner 1958 unter Zu-
grundelegung der Beitragsgrundlage gemäß § 17
und des Beitragssatzes gemäß § 18 Abs. 1 lit. b
entstanden sind. Verbleibende Restbeträge sind
von der Pensionsversicherungsanstalt der gewerb-
lichen Wirtschaft zur Abdeckung künftig fällig
werdender Beitragsschuldigkeiten zu verwenden.
Soweit dies nicht möglich ist, gelten sie als Bei-
träge zur Höherversicherung.

Artikel IV.

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der Be-
stimmungen des Art. I, des Art. II Z. 1 bis 5
und 9 bis 12 sowie des Art. III rückwirkend
mit 1. Jänner 1958, hinsichtlich der Bestimmun-
gen des Art. II Z. 6 bis 8 rückwirkend mit 1. Juli
1958 in Kraft.

Artikel V.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. II Z. 9
über die Kommissionsgutachten für die freiberuf-
lich tätigen bildenden Künstler das Bundesmini-
sterium für Unterricht im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung,
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. II Z. 5
über die Beiträge aus den Mitteln der Künstler-
hilfe das Bundesministerium für Unterricht im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen, hinsichtlich der Bestimmungen des
Art. II Z. 10 und 11 über das Leistungsstreitver-
fahren das Bundesministerium für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung, hinsichtlich aller übrigen Be-
stimmungen das Bundesministerium für soziale
Verwaltung im Einvernehmen mit den beteilig-
ten Bundesministerien betraut.

Schärf
Raab Proksch Drimmel

Kamitz Tschadek

158. Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 20. Juni 1958, durch
welche die Verordnung des Bundesministe-
riums für Unterricht vom 30. Juni 1949,
BGBl. Nr. 211, womit eine österreichische
UNESCO-Kommission errichtet wird, abge-

ändert und ergänzt wird.

Auf Grund des Artikels VII Z. 1 der Ver-
fassung der Organisation der Vereinten Natio-

nen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur
(UNESCO), BGBl. Nr. 49/1949, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 30. Juni 1949, BGBl. Nr. 211,
womit eine Österreichische UNESCO-Kommis-
sion errichtet wird, wird abgeändert und ergänzt
wie folgt:

1. § 3 hat zu lauten: „Die Kommission besteht
aus dem Präsidenten, den beiden Vizepräsidenten
und den sonstigen Mitgliedern. Die Zahl der Mit-
glieder darf nicht mehr als 120 betragen."

2. § 4 (1) hat zu lauten: „Der Präsident und
die beiden Vizepräsidenten werden vom Bundes-
minister für Unterricht bestellt."

3. § 6 Z. 3 und 4 haben zu lauten:

„3. Der Leiter der Generaldirektion des
Österreichischen Staatsarchivs.

4. Der rangälteste Direktor der Staatlichen
Sammlungen."

4. § 7 Z. 1, 3, 5 und 6 haben zu lauten:

„1. je ein Vertreter der Hochschulen, ein-
schließlich der Theologischen Fakultät in Salz-
burg sowie der Akademien für Musik und Dar-
stellende Kunst in Wien und in Salzburg (Mo-
zarteum) und der Akademie für angewandte
Kunst"

„3. je ein Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, des Arbeiterkammer-
tages, der Niederösterreichischen Landwirt-
schaftskammer (für alle übrigen Landwirt-
schaftskammern), der Niederösterreichischen
Landarbeiterkammer (für alle übrigen Land-
arbeiterkammern), der Rechtsanwaltskammer
für Wien, Niederösterreich und das Burgen-
land (für alle übrigen Rechtsanwaltskammern),
der Österreichischen Ärztekammer und der
Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich
und das Burgenland (für alle übrigen In-
genieurkammern)"

„5. drei Vertreter des Österreichischen Bun-
desjugendringes"

„6. drei Vertreter des Bundessportrates."

5. § 9 hat zu lauten:

„(1) Die Funktionsperiode der Kommission
dauert fünf Jahre.

(2) Mitglieder, die während der Dauer einer
Funktionsperiode ausscheiden, sind ehestens für
die restliche Dauer der Funktionsperiode in der
vorgeschriebenen Weise (§§ 4—8) zu ersetzen."

6. § 12 hat zu lauten:

„(1) Zur Durchführung der Beschlüsse der
Kommission und ihrer Untergliederungen und
zur Besorgung der laufenden Verwaltungs-
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geschäfte der Kommission wird ein ständiges Se-
kretariat errichtet. Die hiefür erforderlichen per-
sonellen und sachlichen Vorkehrungen trifft das
Bundesministerium für Unterricht.

(2) Die dienstrechtliche Stellung des Personals
und seine sich hieraus ergebenden Rechte und
Pflichten werden durch Zuteilung zu dem Sekre-
tariat nicht berührt.

(3) Das Sekretariat vollzieht seine Geschäfte
unter Leitung des Präsidenten, in dessen Verhin-
derung des jeweils geschäftsführenden Vizepräsi-
denten. Zur Vertretung des Präsidenten in der
Geschäftsführung ist zunächst der im höheren Le-
bensalter stehende, bei dessen Verhinderung der
jüngere Vizepräsident berufen.

(4) Die mit der Tätigkeit der Kommission ver-
bundenen Kosten werden aus dem Bundeshaus-
halt bestritten."

7. § 13 hat zu lauten:

„(1) Die Kommission wählt aus ihrer Mitte
zehn Mitglieder für einen Vollzugsausschuß, dem
außerdem der Präsident als Vorsitzender, die
beiden Vizepräsidenten, ein Vertreter des Bun-
desministeriums für Unterricht (§ 5 Z. 1) und
ein mit Angelegenheiten des auswärtigen Dien-
stes betrauter Vertreter des Bundeskanzleramtes
(§ 5 Z. 2) angehören, falls sie nicht schon durch
Wahl Mitglieder geworden sind. Der Vertreter
des Bundesministeriums für Unterricht und der
Vertreter des Bundeskanzleramtes im Vollzugs-
ausschuß sind durch die Zentralstelle, die sie in
die Kommission entsendet hat, zu bestimmen.
Die Wahl der Mitglieder des Vollzugsausschusses
bedarf der Bestätigung durch das Bundesministe-
rium für Unterricht.

(2) Die Kommission kann zur Unterstützung
ihrer und der Tätigkeit des Vollzugsausschusses
Fachausschüsse aus dem Kreise ihrer Mitglieder
bestellen, denen die Aufgabe obliegt, bestimmte
Fachgebiete zu bearbeiten. Die Fachausschüsse
können fallweise oder dauernd Fachleute mit
beratender Stimme beiziehen, die nicht Mitglieder
der Kommission sind.

(3) Sofern die Vorsitzenden der Fachausschüsse
und die von diesen bestellten Referenten dem
Vollzugsausschuß nicht ohnehin angehören, kön-
nen sie seinen Sitzungen ebenso wie auch außen-
stehende Fachleute mit beratender Stimme zuge-
zogen werden.

(4) Die Fachausschüsse können mit Zustimmung
des Vollzugsausschusses zur ständigen oder vor-
übergehenden Wahrnehmung bestimmter Auf-
gaben ihrer Fachgebiete Komitees einsetzen, die
sich aus Mitgliedern des betreffenden Fachaus-
schusses und außenstehenden, für das betreffende
Fachgebiet sachverständigen Personen, oder, falls
es sich um Komitees handelt, deren Aufgaben-
bereich mehrere Fachausschüsse berührt, aus Mit-
gliedern der betreffenden Fachausschüsse und
außenstehenden, für das betreffende Aufgaben-
gebiet sachverständigen Personen zusammen-
setzen. Solchen Komitees obliegt im besonderen
die Koordinierung der auf. ihrem Aufgabengebiet
wirksamen Kräfte und Bestrebungen. Den Vor-
sitz in diesen Komitees führt der Vorsitzende des
Fachausschusses, der das Komitee eingesetzt hat,
bzw. in dessen Aufgabenbereich die Federführung
in dem koordinierenden Komitee fallt; er wird
durch einen oder zwei aus der Mitte des Komi-
tees gewählte Stellvertreter unterstützt."

Drimmel
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